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Was sind diewichtigsten
Folgen desWada-Entscheids?
— Die russischen Athleten dür-
fen die nächsten vier Jahre nicht
unter eigener Fahne an Grossan-
lässen teilnehmen. Sie müssen
als sogenannt Neutrale starten,
– und dafür denAusrichtern ihre
Unschuld belegen können.
— Gleiches gilt für Trainer und
Betreuer. Als Grossanlässe gel-
ten: die Sommerspiele 2020, die
Winterspiele 2022 sowie globa-
le Titelkämpfe von Sportarten,
die sich dem Wada-Code ver-
pflichtet haben. Ausgenommen
sind kontinentale Meisterschaf-
ten wie die Fussball-EM.

Was sindweitere Folgen?
— Russland darf keine Grossver-
anstaltungen ausrichten oder
sich dafür bewerben. Das Land
darf sich nicht für die Spiele und
die Paralympics 2032 als Aus-
richter bewerben.
— Russische Regierungsvertre-
ter dürfen in dieser Zeit nicht an
Sitzungen von Vorständen oder
Ausschüssen internationaler
Sportorganisationen dabei sein
oder in diese Gremien gewählt
werden. Sie dürfen nicht an
Olympische Spiele, Paralympics
sowie andere Grossevents reisen.
— Weder der Präsident, der Ge-
neralsekretär, der Geschäftsfüh-
rer noch Mitglieder des Exeku-
tivkomitees des russischen
Olympischen Komitees oder rus-
sischen Paralympischen Komi-
tees dürfen an einer grösseren
Veranstaltung imVierjahreszeit-
raum partizipieren.
— Die russische Anti-Doping-
Agenturmuss alle seit dem Janu-

ar entstandenen Kosten der
Wada für die Untersuchung
übernehmen und eine Busse von
maximal 100 000 Dollar zahlen.

Ist das Urteil rechtskräftig?
Russland kann und will den Fall
vor den Internationalen Sportge-
richtshof CAS ziehen. Zwar dürf-
te das CAS das Urteil bestätigen.
Aber: Wird der Fall wirklich vor
den Sommerspielen vom nächs-
ten Juli abgeschlossen sein?
Selbst dieWada ist skeptisch,weil
die Russen die Causa trotz dring-
licher Behandlung innerhalb des
CAS verschleppen können. Grei-
fen die Massnahmen allerdings
nicht für die Spiele 2020,werden
sie über die vier Jahre hinaus für
die Spiele 2024 angewandt.

Warum geht dieWada
überhaupt gegen Russland vor?
DankWhistleblowern und Jour-
nalisten wurde spätestens ab
Herbst 2014 klar, dass Russland
rund umdieHeimspiele von 2014
in Sotschi systematisch betrog.
Eine von der Wada eingesetzte
Kommission unter dem kanadi-
schen Rechtsprofessor Richard
McLaren überprüfte dieVorwür-
fe und bestätigte sie in zwei
Berichten von 2016 detailliert.

Welches sind die Schlüssel-
informationen derWada?
Zu den wertvollsten zählt eine
Kopie allervomAnti-Doping-La-
bor in Moskau gesammelten In-
formationen der Jahre 2011 bis
2015.Vor rund zwei Jahren spiel-
te ihr ein Whistleblower die
Daten zu. Die Wada aber wollte
das Original, es ist bei Rechts
fällen sehr wichtig. Die Russen
willigten ein, diese Datenbank

auszuhändigen, manipulierten
sie aber gar noch Stunden, bevor
dieWada-Ermittler diesen Janu-
ar in Moskau landeten.

Die Wada konnte gar noch
Änderungen der Datenbank in
diesem Oktober feststellen – zu
einem Zeitpunkt also, als die
Russen seit Monaten mit den
globalen Dopingbekämpfern of-
fiziell kooperierten und wuss-
ten, dass bald über ihr sportli-
ches Schicksal entschiedenwür-
de: am 9. Dezember durch den
Wada-Vorstand.

Wasmanipulierten die Russen?
Sie versuchten 20000Dokumen-
te, die mindestens 298 auffälli-
ge Athletenproben belegten und
in der Datenbank des Moskauer
Labors registriert waren, zu
löschen – oder zumindest so zu
verändern, dass aus den auffäl-
ligen Proben unauffällige wur-
den. 145 Fälle konnten dieWada-
Ermittler sowie zugezogene Fo-
rensik-Experten zweifelsfrei
Athleten zuweisen. Von diesen

145 Athleten sind gemäss Wada
noch circa 30 Prozent aktiv.
Gegen die Betrüger können nun
Verfahren eingeleitet werden.

Die verdächtigen Spuren der
153 anderen Russen aber sind
durch die Manipulationen zer-
stört worden. Diese Sportler ha-
ben folglich keine Konsequenzen
zu befürchten. Zugleich bedeu-
tet das Verwischen der Spuren:
Anhand der Datenbank kann
generell kein russischer Athlet
mehr seine Unschuld beweisen.

Für die Chef-Betrüger ist da-
bei entscheidend, dass dank ihrer
Eingriffe sehr viele gedopte rus-
sische Athleten schlicht nicht
überführt werden können. Und
diese folglich als neutrale Athle-
ten anGrossanlässen startberech-
tigt sind – falls sie ihre Sauber-
keit durch andere, negative Do-
pingproben belegen können.

Wie clever gingen
die Russen beim Betrügen vor?
Betrachtetman das Endresultat:
sehr. Schliesslich verwischten sie
mit den Manipulationen ihrer
Datenbank die Spuren zwischen
ehrlichen und unehrlichen
Sportlern.

Zugleich konnten ihnen die
Wada-Ermittler aber dreisteste
Lügen nachweisen. Eines der er-
hellendsten Beispiele: Russlands
Sportminister Pavel Kolobkow,
einst Fecht-Olympiasieger,
schickte Wada-Präsident Craig
Reedie Ende August einen Brief,
in dem er versicherte, man habe
dieManipulatoren derDatenbank
entlarvt: Unter anderen gehöre
der entscheidendeWhistleblow-
er derWada dazu, der langjähri-
ge Leiter desAnti-Doping-Labors
von Moskau, Gregori Rodschen-

kow. Chats, der Datenbank ent-
nommen,würden dies belegen.

Nur: Die Wada stellte fest,
dass diese angeblich internen
Nachrichten erfunden worden
waren und nur dazu dienten,
Rodschenkowzu diskreditieren.
Denn das offizielle Russland be-
hauptet bis heute, Rodschenkow
sei Zentrum und Drahtzieher
dieser scheinbar flächendecken-
denManipulationen gewesen. Er
habe damitAthleten undTrainer
erpressen und so an viel Geld
kommen wollen.

Werhat den Betrug
angeordnet?
Beantwortet wird die Frage erst
einmal so: Die russische Politik
hat sich des Falls angenommen
– und zu ermitteln begonnen.
Alle entscheidenden Informatio-
nen und Örtlichkeiten wie das
Labor sind unter Staatskontrol-
le. Juri Ganus, der zumindest in-
teger wirkende neue Chef der
russischen Anti-Doping-Agen-
tur, sagt zumDrahtzieher: «Die-
se Person besitzt eine wirklich
hoheMachtposition.» Präsident
Wladimir Putin aber schloss Ga-
nus als diese Person explizit aus.

Hätten die russischenAthleten
auch allesamt für Grossanlässe
gesperrtwerden können?
Gemäss denWada-Regeln: ja. Die
globalen Dopingbekämpfer aber
entschieden sich dagegen, weil
sie damit auch die ehrlichen rus-
sischenAthletenmitbestraft hät-
ten. Dass sich dieWada-Position
mit derjenigen des IOKdeckt, ist
kein Zufall: Es hat grossen Ein-
fluss auf die Führungscrew der
Wada und immer klargemacht,
was es sich wünscht.

Und der Sieger ist: Die Betrüger-Nation
Sportpolitik Russland wird für vier Jahre von allen globalen Anlässen ausgeschlossen – und kannmit dem Urteil
der Welt-Anti-Doping-Agentur doch zufrieden sein. Drängende Fragen und Antworten zum Jahrhundertfall.

Die Russen
manipulierten
noch bis imOktober
die entscheidenden
Informationen.

Einmarsch nur unter neutraler Flagge: Wie in Pyeongchang 2018 bleibt die russische Nation auch von den nächsten Sommer- und Winterspielen ausgesperrt. Foto: Valeri Sharifulin (Getty)

Am 6.Dezember 2013 hatte Seli-
na Gasparin für ein Novum ge-
sorgt: den ersten Weltcupsieg
einer Schweizer Biathletin und
den ersten Podestplatz über-
haupt. Fast auf den Tag sechs
Jahre, drei weitere Weltcup-
Klassierungen in den Top3 und
Olympia-Silber 2014 in Sotschi
später glückte wiederum Ge-
schichtsträchtiges. Erneut stand
Gasparin im Zentrum – diesmal
aber nicht allein.

Mit ihren jüngeren Schwes-
tern Elisa und Aita sowie mit
Lena Häcki feierte sie am Sonn-
tag den ersten Staffel-Weltcup-
Podestplatz: Rang2 hinter Nor-
wegen, aber vor Schweden und
Deutschland. Die 35-jährige
Schweizer Biathlon-Pionierin
nimmt das Wort «megacool» in
den Mund: «Das sind die Früch-
te für die ganze Entwicklung.»
Seit 2004 hat Gasparin diesemit-
erlebt undmitgeprägt, seit Biath-
lon zu Swiss-Ski gehört.

Ein Vielfaches an Emotionen
Gasparin betont die Bedeutung:
«Jahrelangwar ich alleine, dann
stiessen die Jungen dazu, undwir
steuerten einenTeamerfolg an.»
Mehrmals scheiterte das Frauen-
quartett knapp. Vor einem Jahr
glückte eine weitere Erfolgs
meldung: Die Mixed-Staffel mit
Elisa Gasparin, Häcki, Benjamin
Weger und Jeremy Finello bril-
lierte in Pokljuka als Zweite. Jetzt,
zurück nach der Geburt ihres
zweiten Kindes, erlebt auch
Selina Gasparin das Besondere
eines Staffelerfolges: «Die Emo-
tionen in einemTeamwettkampf
sind noch grösser.»

Den Schlüssel zumErfolg bil-
deten tadellose Schiessleistun-
gen.Mit lediglich vier Fehlschüs-
sen bei je viermal fünf Schuss
stehend und liegend über-
trumpften die Schweizerinnen
sämtlicheNationen.DasMalheur
von Startläuferin Elisa Gasparin
verlor so schnell an Bedeutung.
Die Mittlere des Familien-Trios
hatte sich auf demStartabschnitt
früh einen Stock gebrochen. Sie
kämpfte sich aber von der letz-
ten Stelle zurück. Selina Gaspa-
rin bestätigte in der Folge ihre
Klasse, undAita Gasparin schoss
als einzige Schweizerin fehler-
frei. «Endlich gelang es Aita, die

Konstanz aus demTraining auch
imWettkampf zu zeigen», lobte
Trainerin Sandra Flunger.

SchlussläuferinHäckiverstand
es im Schiessstand, das Déjà-vu
von drei Tagen zuvor zu verhin-
dern. Am Donnerstag hatte sie
ihren ersten Weltcup-Sieg wie
auch das Podestwegendrei Fehl-
schüssen in der letzten Sequenz
verpasst.AmSonntag nunhaben
die Schweizerinnen inÖstersund
einenTraumverwirklicht. Er soll
als Motivation dienen. Für alle,
auch für die Männer.

Jörg Greb

Mit vereinten
Kräften zumTraum
undAnsporn
Biathlon Der erstmalige
Rang2 für die Frauenstaffel
in Östersund ist Sinnbild
für die Entwicklung.

Schlussläuferin Häcki sichert der
Schweiz den Coup. Foto: Reuters
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Bern

Mathias Streit

Die Stadt Bernwill neueWege in
der Müllentsorgung gehen. Da­
für plant sie das Farbsacktrenn­
system für alle Städterinnen und
Städter einzuführen. Die Idee
hinter dem System ist simpel:
Statt den Kehricht an die Ent­
sorgungsstelle zu bringen und
erst dort zu trennen, erfolgt die­
ser Schritt bereits in den eigenen
vier Wänden. Sortiert wird der
Abfall nach Rohstoff, für jedes
Material gibt es einen Plastiksack
in einer bestimmten Farbe (klei­
ner Text). Die Säcke werden an­
schliessend in einem gemeinsa­
menContainer bereitgestellt und
von der Abfuhr abgeholt. 1300
BernerHaushalte haben das Sys­
temwährend eines Jahres getes­
tet.Nun soll die hauseigene Sam­
melstelle für alle kommen – un­
klar ist noch, zu welchem Preis.

Bei der Stadt zeigt man sich
mit demVersuch zufrieden: «Die
Tester schätzen das neue Sys­
tem», bilanzierte die zuständige
Gemeinderätin UrsulaWyss (SP)
gestern, «85 Prozent von ihnen
wünschen sich eine flächende­
ckende Einführung.» Wyss war
selber eine der Testerinnen und
ist seither überzeugt von den far­
bigen Säcken: «Das System ist
sehr kundenfreundlich und
potenziell ökologischer als die
bisherige Lösung.»

Abfallpapst ist optimistisch
Rainer Bunge bestätigt diese Ein­
schätzung. Er ist Professor für er­
neuerbare Energien undUmwelt­
technik an der Hochschule für
Technik in Rapperswil und wur­
de auch schon als Schweizer «Ab­
fallpapst» bezeichnet. Den Ber­
ner Versuch hat er begleitet und
ausgewertet. «Der grösste Um­
weltnutzen ergibt sich aus der
Reduktion des privaten Ent­
sorgungsverkehrs», so Bunge.
Niemand brauche mehrmit dem
Auto zu Sammelstellen zu fahren.
Dadurch lasse sich die Umwelt­
belastung um bis zu 20 Prozent
verringern. Dazu müssten aber
mindestens 80 Prozent der städ­
tischen Haushalte mitmachen,
sonst kann das Ziel nicht erreicht
werden. Bunge relativiert des­
halb das ökologische Potenzial
der farbigen Säcke: «Wenn nur
ein kleiner Teil der Bevölkerung
diese tatsächlich braucht, sind
sie ökologisch nutzlos.»

Weil Bunge für seine Be­
rechnungen viele Annahmen
treffen musste, sind Vorbehalte
am Platz. Trotzdem: Die Er­
gebnisse waren so positiv, dass
die Stadt den Versuch mit dem
Farbsacktrennsystemwagenwill.
Gezwungen wird aber niemand.
«DieTeilnahme bleibt freiwillig»,

betontWyss. Das bisherige Ent­
sorgungssystem werde parallel
zum neuen weiterlaufen.

Gratis bleibt es nicht
Eine Änderung soll aber alle be­
treffen: «Kehrichtsäcke und Zei­
tungsbündel am Strassenrand
sind nichtmehr zeitgemäss», er­
klärtWyss. Sie plant deshalb eine
Containerpflicht für jede Liegen­
schaft. Damit sollen die Kehricht­
männer entlastet werden, die
heute pro Person und Tag bis zu
fünf Tonnen Abfall in die Sam­
melfahrzeuge hieven. Die Con­
tainer sollen von der Stadt zur
Verfügung gestellt werden. Zü­
rich und Genf kennen dieses Ob­
ligatorium bereits.

Unklar ist, wie teuer der Um­
stieg auf das neue System wäre.
Die Stadt geht davon aus, dass sie
das Farbsacksystem «wirtschaft­
lich betreiben kann».Was das für
die Abfallverursacher bedeutet,
bleibt fraglich. An den meisten
Sammelstellen ist die Entsorgung
von Recyclingprodukten kosten­
los. Die farbigen Plastiksäcke sol­

len jedoch künftig zum Selbst­
kostenpreis im Detailhandel ver­
trieben werden. Während der
Versuchsphase waren die farbi­
gen Säcke gratis undwurden von
der Stadt nach Hause geliefert.

Obwohl die Kostenfrage noch
nicht geklärt ist, hält sich derWi­
derstand gegen das Projekt in
Grenzen. «Solange die Teilnah­
me freiwillig bleibt, habe ich
nichts dagegen einzuwenden»,
sagt Adrian Haas, Präsident des
Hauseigentümerverbands Bern
und Umgebung. Kritischer sieht
er das geplante Containerobliga­
torium, insbesondere da nicht
bei allen Liegenschaften der nö­
tige Platz vorhanden ist.Als Bei­
spiel nennt Haas die Häuser in
der Altstadt. Dennoch sperre er
sich nicht dagegen.

Kein Platz für Container
AuchAlexander Feuz, Fraktions­
chef der SVP im Stadtrat, ist
nicht per se gegen die Pläne von
Ursula Wyss. Es gelte aber zu
differenzieren: «Bei Neuüber­
bauungen ist das freiwillige

Farbsacksystem unbestritten
eine gute Lösung.» Anders sei
es bei Liegenschaften ohneVor­
gärten. «Wo soll der Container
stehen?» fragt Feuz rhetorisch.
Er befürchtet, dass die farbigen,
teils schweren Säcke in solchen
Fällen zu Quartiersammelstel­
len gebracht werden müssen.
«Für ältere Menschen und Be­
tagte könnte das zu einer ech­
ten Herausforderung werden.»
Feuz glaubt zudem, dass sich
Anwohner gegen die Sammel­
stellenwehren könnten,was zu
Mehrkosten undVerzögerungen
führte. Einen allgemeinen Con­
tainerzwang lehnt Feuz deshalb
klar ab.

Bevor das neue System ein­
geführt werden kann, muss es
noch einige politische Hürden
überwinden: Bis Ende 2020 sol­
len Gemeinde- und Stadtrat eine
entsprechende Vorlage erarbei­
ten. Für 2021 ist dann eineVolks­
abstimmung vorgesehen. Wird
die Vorlage angenommen, ist ab
2022 die etappenweise Umset­
zung des neuen Systems geplant.

Nun gibts farbige Säcke für alle Berner
Entsorgung Der Kehricht soll nicht erst an der Sammelstelle getrennt werden, sondern schon zu Hause.
Nach dem – erfolgreichen – Versuch sollen nun alle Stadtberner Haushalte den Abfall in farbige Säcke füllen.

Glas, Kunststoff, Alu: Mit den farbigen Plastiksäcken soll die Entsorgung in Bern künftig einfacher werden. Foto: Raphael Moser

Wie das Farbsack-Trennsystem funktioniert

Mit dem Farbsacksystem erübrigt
sich der Gang zu den Recycling­
sammelstellen weitgehend. Die
recycelbaren Materialien, so­
genannte Wertstoffe, sollen künftig
bereits zu Hause getrennt und in
unterschiedlich gefärbten Säcken
gesammelt werden. Dabei gibt es
vier Kategorien: PET (roter Sack),
übrige Kunststoffe (gelb), Dosen
und Aluminium (grau) und Glas
(violett). Ist ein Sack voll, kommt
dieser in den Sammelcontainer für
Wertstoffe. Dieser wird zweimal

pro Monat geleert. Die anfängliche
Befürchtung, dass die Glasplastik­
säcke zu schnell reissen, erwies
sich als unbegründet. Weniger gut
eignete sich dafür der zuerst
verwendete Sack für Papier und
Karton. Die Stadt reagierte darum
noch während der Versuchsphase
und führte ein, dass Papier und
Karton ungebündelt imWertstoff­
container entsorgt werden können.
Im Farbsacksystem werden auch
die bisherigen blauen Kehricht­
säcke in einem Container entsorgt,

jedoch nicht im gleichen wie
die Wertstoffe. Damit soll sicher­
gestellt werden, dass die Wert­
stoffsäcke nicht verunreinigt
werden. Da durch die neuen
Farbsäcke weniger Kehricht
anfallen soll (Grafik), plant die
Stadt nur noch eine wöchentliche
Kehrichtentsorgungstour. Bisher
sind es zwei. Für die Schweiz
wäre das Farbsacksystem eine
Premiere. Es existiert vor allem
in Skandinavien und vereinzelt
in Frankreich und Italien. (mas)

Weniger Abfall in den blauen Säcken

Sammelmengen in Prozent
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Kehricht
Glas Alu, Kleinmetall PET-Flaschen Kunststoffe

Papier und Kleinkarton

«Kehrichtsäcke und
Zeitungsbündel
am Strassenrand
sind nichtmehr
zeitgemäss.»
Ursula Wyss
Direktorin für Tiefbau, Verkehr
und Stadtgrün

Sollen die Gemeinden mehr
Autonomie erhalten bei der Er­
teilung von Gastrobewilligun­
gen? Das Kantonsparlament
lehnte gestern einen solchen
Vorstoss mit 86 zu 52 Stimmen
bei 6 Enthaltungen ab. Bewilli­
gungen für das Gastgewerbe
bleiben somit in der Kompetenz
der Regierungsstatthalter.

DieMehrheit der Parlamenta­
rierwollte an der heutigen Rege­
lung nichts ändern. Andreas
Hegg (FDP, Lyss) sah in der Be­
willigung durch die Regierungs­
statthalter die «richtige Flug­
höhe». Auch sei zu befürchten,
dass es bei einer kommunalen
Zuständigkeit zu Befangenheit
kommen könnte. Wie zum Bei­
spiel, wenn ein Gemeindeprä­
sident ein Wirtshaus führt und
sich selbst die Bewilligung er­
teilen würde.

Lanz: «Doppelspurigkeiten»
Die Zuständigkeiten seien un­
klar, fand hingegen der Thuner
Stadtpräsident Raphael Lanz
(SVP).Wer ein Gesuch einreicht,
etwa bei einer Überzeitbewilli­
gung, dem sei nicht immer klar,
wer zuständig und wer verant­
wortlich sei. Gewisse «Doppel­
spurigkeiten» hätten mit einer
neuen Regelung beseitigt wer­
den können.

Von einem «Umweg» spra­
chen auch die Grossräte aus den
Städten Bern, Biel und Thun.
David Stampfli (SP, Bern), einer
der Motionäre, erklärte, dass es
nicht nachvollziehbar sei, dass
eine kommunale Angelegenheit
wie Überzeitbewilligungen
nicht auf Gemeindeebene ge­
regelt werden könne.

Nause: «Parallelstrukturen»
Reto Nause, CVP-Gemeinderat
der Stadt Bern, bekräftigte ges­
tern auf Anfrage seine Kritik an
den «Parallelstrukturen». Es
könne nicht sein, dass die Stadt
Bern diesen Aufwand betreibe.
Die Vorbereitung und die Er­
stellung der Dossiers verschlin­
ge eine Menge Ressourcen. Die
Bewilligungen, die der Regie­
rungsstatthalter erteile, stützten
sich schliesslich häufig auf die
Empfehlung der Stadt ab.

Die Kompetenzverschiebung
vom Statthalteramt in die Ge­
meinde hätte gemäss Vorstoss
freiwillig erfolgen sollen. Klei­
nere Gemeinden hätten bei feh­
lenden finanziellen Ressourcen
und bei fehlendemPersonal die­
se Kompetenz beim Regierungs­
statthalteramt belassen können.
Diese unterschiedlichen Kom­
petenzregelungen hätten nach
Sicht der Ratsmehrheit aber das
Prinzip der Rechtsgleichheit in­
frage gestellt.

Viel Büez für Statthalter?
Nach der abgewiesenen Motion
müsse man aber wieder «über
die Bücher und die Lage genau
analysieren», findet Nause. Der
Stadtberner Sicherheitsdirektor
setzt – wie letzte Woche bereits
angedacht – auf die Optionen al­
les oder nichts: Die Städte könn­
ten ja auch sämtliche gastge­
werblichen Kompetenzen an die
Statthalterämter übertragen.Ob
diese über die nötigen Ressour­
cen zur Bewältigung der Arbeit
verfügten, sei aber fraglich, gibt
Nause zu bedenken («Bund»von
gestern). (sda/the)

Grosser Rat will
Gastrobewilligung
aus einer Hand
Gastro Der Grosse Rat lehnt
mehr Gemeindeautonomie
in Beizenfragen ab. Bewilli-
gen sollen die Statthalter.


